
Bundessozialgericht

£?:3-J-Bß_lägléä
_I m N a m e n d e s V o 1 K e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

„Verkündet ————————————————'——————————————————————————————————————
am 7.Juli 1966.

___—_____—_____——___-. ...—__... _..—_————.-.——————_——_— _...u—_. ..—

Peklegte und Revisionsbeklegteo

Der 1. Senat des Eundessozielgerichts_het auf die
mündliche Verhandlung vom 7° Juli 1966 hin durch

Präsident i S c h n e i d e r ,

/
—Vorsitzender —

Pundesrichter Dr. H e u g ' und

Pundesrichter ' H e y e r ,
Pundessozielrichter F r e n k e und

Punäessozielrichter Fr.F r i t z e m e y e r

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Bayeri—

schen Landessozialgerichts v0m 19. Februar 1963 wird
\

zurückgewiesen„

AußergeriChtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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Der aus Mähren stammende Kläger entrichtete in der Zeit.

vom 1. November 1943 bis zum 310 Mai 1945 an die Allgemeine
Pensionsanstalt in Prag neben Pflichtbeiträgen Peiträge

zur Zusatzversicherung gemäß @ 122 des tschechoslowaki—

schen Gesetzes betreffend die Pensionsversicherung der

Privatangestellten in höheren Diensten vom 21. Februar

1929 (PVG)° Diese Versicherung wurde zunächst bei der

Berechnung des dem Kläger seit 1949 gewährten Ruhegeldes

nicht berücksichtigt. Die daraufhin erhobene Klege hatte

in erster Instanz keinen Erfolge

Während des Perufungsverfehrens erteilte die Beklagte am

8. Februar 1962 einen neuen Bescheid, mit dem sie die

Zusatzversicherung nach 5 3 des Premdrenten— und Aus—

landsrentengesetzes (FAG) vom 7‘ August 1953 (BGBl I
848) rentensteigernd anrechnete. Während sich dadurch

für die vorhergende Zeit eine Nachzahlung ergab, errech-

nete die Peklagte für die Rentenbezugszeit ab 1. Januar

1957 keine Rentenerhöhung. Der aus der zusatzleistung

berechnete Umstellungsbetrag fiel vielmehr vollständig

unter die von der Beklagten nach Art° 2 @33 des Ange-
stelltenversioherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNC) vor—

genommene Kürzung auf den vorgeschriebenen Höchstbetrago

Der Kläger begehrte daraufhin die zusätzliche Anrechnung

des auf die Zusatzversicherung entfallenden Rentenbetragesr

über die Höchstbegrenzung hinaus, weil dieser Petreg wie

ein auf Beiträge der Höherversicherung entfallender Steige—

rungsbetrag nicht unter die Kürzung falle° Im übrigen

meinte er, die Beklagte hätte die Zusatzversicherung be—

reits bei Erteilung%des früheren Descheides (vom 21„
September 1956) bei}der Rentenberechnung,berücksichtigen2

müssen; er
beansprvéhtedeshelb

von diesem Zeitpunkt an

4 % Verzugszinsenof
-'5—
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Das Landessozielgericht (LSG) wies die Perufung des Klägers

zurück. Fs vertrat unter Bezugnahme auf die Rechtsprechung

des Bündessozielgerichts (BSG) die Ansicht, nur Leistungen

aus den Beiträgen mit "HV"—Aufdruok nach dem Gesetz über
“die Höherversicherung in den Rentenversicherungen der Ar—

heiter und der Angestellten vom 140 1ärz 1951 seien von der

Begrenzung nach Art° 2 @ 33 AnVNG ausgenommen. Die vom Klä-

ger zur Zusatzversicherung entrichteten Peiträge seien den

"HV"—Peiträgen nicht vergleichbar" Ein Anspruch des Klägers

auf Verzugszinsen sei nicht gegeben, weil die Tozinlversiohe—

rungsgesetze für die verspätete Auszahlung
von Rentenleistun—

gen keine Verzugsfolgen voreähen (Urteil vom 19. Februar 1965),

.Mit der — v0m LSG zugelassenen — Revision beantragt der

Kläger,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteile

und des Bescheides der Peklegten vom 8.

Februar 1962 die Beklagte zu vrrurteilenp

1. die vom Kläger in der Zeit V0m 1. Novem—

ber 1943 bis 51° Mai 1945 zur Zusatzvere

sicherung bei der APA Prag entrichteten

Beiträge ab 1. Januar_1957 als Pciträge
der Höherversicherung snzurechnen;

2. 4 % Verzugszinsen ab 21. September 1956
zu zahlen°

Er rügt die Verletzung des Art° 2 55 15, 53 AnVNG, der Vor—

schrift des @ 3 FAG, der {@ 46 Ziffo 1, 47 Abs. 1 der Ver—

ordnung (VO) vom 270 Juni—1940 (BGBl I 957) — Sudenten—VO -
und des 5 286 des.Bürgerlichen Gesetzbuches (BGE)„ Er meint,!

der auf die Zusatzversicherung entfellende Rentenbetrag sei '

ein besonderer Rentenbestandteil und müsse daher wie der

Fteiggrungsbetrng aus der Höherversicherung dem Höchstbe—

trag nach Art. 2 £.55 AnVNG zugeschlegen werden. Pie Gleich—
behandlung sei geboten, weil die Feiträge zur Zusatzversiche—

rung mit keiner geringwertigeren Garantie :usgestettet ge—

wesen seien als die der Höherversicherung. Zudem sei es
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itZwéck der Höchsthegrenzung, bei gleicher Peitrsgsleistung

'eine unterschiedliche Höhe der umgestellten Renten und

der neu zugehenden Renten zu vermeiden, nicht aber zu—

sätzliche Rentenensprüche - wie den aus der Zusatzver—
sicherung — in einem Rentenhöchstbetrag eufgehen zu lesseno

Die Vorschrift des @ 286 BGB hält der Kläger für ver—
letzt, weil das LSG diese Bestimmung zu Unrecht nicht

auch im Sozielversicherungsrecht engewandt hehe°

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig° Die Sonder—

behendlung für Höherversicherungsbeiträge sei deshalb

'gerechtfertigt, weil die Leistungen der Höherversicherung

sus einem Beitragssufkommen gespeist werden, das — anders

els die zu einem eusländischen VersiCherungsträger ent-

richteten Beiträge des Klägers — völlig unversehrt vor—

handen seio '

Während des Revisionsverfehrens hat die Beklagte auf Grund

des durch des Rentenvrrsicherungs—Änderungsgesetz vom '

9. Juni 1965 (RVÄnÖG) eingefügten @35 e AnVNGdie Rente
des Klägers vom 1. Juli 1965 en erhöht (Pescheid vom
1. Februar 1966)° Dabei teilte sie dem Kläger mit, dieser

Pescheid ergehe gemäß @ 171 Abs. 2 des Sozielgerichtsge—

setzes (SGG) und gelte als mit der Klage beim Sozialge—

richt fFG) engefochten, falls der Klägerdurch diesen neuen
Verweltungsskt nicht klsglos gestellt sei. Der Kläger hat

seinen bisherigen Revisionsentrag unverändert aufrechter—

halteno '

Die Revision ist zulässig, aber unbegxündet. Der Kläger

kenn nicht beanspruchen, daß ihm vom 1. Januar 1957 an

der aus der Zusatzversicherung errechnete Eertenhetrsg

in vollem Umfang über die Höchstbegrenzung des Art. 2

© 33 AnVNGhinaus gewährt wird. Das ESG hatéu Art. 2
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55 15 Abs. 2, 33 AnVNG bereits mehrfach entschieden, daß

bei der Rentenumstellung nach Art„ 2 5 31 ff. AnVEG nur der

auf Beiträge nach dem Gesetz über die Höherversicheruhg in

den Rentenversicherungen der Arbeiter und der Angestellten

vom 14. März 1951 (BGBl° I 188) entfallende Steigerungs—

betreg über die in % 33 AnVNGfestgesetärn Höchstgrenzen
hinaus gewährt werden darf (ESG 13, 247, sowie SozR ArVNG

Art. 2 5 34 Nr. 2 und 3). Es ist kein Grunderkennbar, die
auf Beiträge zur Zusetzversicherung bei der APA Prag ent—

fallende Zusetzleistung bei der Umstellung der Renten aus

früheren Versicherungsfällen anders zu behandeln als die auf

neben Pflichtbeiträgen entrichtete freiwillige Peiträge ent—

fallenden Teile des Steigerungsbetregs. Gewiß gibt es Ähnlich-

keiten zwischen der Höherversicherung nach dem genannten

Gesetz von 1951 und der Zusetzversicherung bei der APA; sol—

che bestehen ebenso aber auch zwischen dieser und den anderen

Arten der in Art. 2 5 15 Abs. 2 AnVNG genannten, der Höher—
versicherung aber nur für nach dem 31. Dezember 1956 einge—

tretenen Versicherungsfälle gleichgestellten Arten zusätzli—

cher freiwilliger Versicherung°

Der auf die Peiträge zur Zusatzversicherung entfellende

Leistungsenteil kann auch nicht etwa als "leistung besonderer

Axt" von der Umstellung eusgenommen und den “mstellungsbe—

trag wieder hinzugefügt werden, denn die leistungen der Zusatz-

versicherung sind dem Steigerungsbetrag zuzurechnen° Tefür

spricht schon, daß diese Leistungen wie die Steigerungsbe-

träge von der Höhe und der Zahl der geleisteten ?eiträge ab—

hängen im Gegensatz zu ellen enderen "übrigen Eentenbeetend—

teilen”; hinzu kommt, daß auch bei der Durchführung zwischen—

steetlichcr Verträge die euf die Zusetzversicheruny — wie

die auf die stetutarische Mehrversicherung — entfellende

höhere Leistung wie Steigerungsbeträge behandelt und euch

bei der Durchführung des Rentenmehrbetregsgesetzes vom 23. No—

vember 1951 die ihnen entsprechende Zusatzleistung — € 3 FAG

in Verbindung mit der Verordnungävom 27. Juni 1940 —
nicht zu

__5 -
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den "übrigen Rentenbestendteilen" des @3 Abs. 2 des
Rentenmehrbetregsgesetzes gerechnet werden ist. sondern

zum Steigerungsbetrago_

Der Kläger verkennt, daß naeh Art° 2 € 42 Abs. 1 Satz 1
AnVNG die Bezieher von Fremdrenten nach dem FAG den

Anspruchsberechtigten nach dem AnVNG gleichgestellt, und
■'daß nach Art„ 2 5 42 Abs. 1 Satz 2 ArVNG die Umstellungs—

vorschriften dieses Gesetzes auf die Renten nach dem FAG

nicht nur sinngemäß, s0ndern unmittelbar anzuwenden sind.o

Somit gilt auch für diese Renten die durch Art. 2 € ?}

AnVNG festgelegte Beschränkung suf bestimmte Höchstbeträge.

Über die Vorläufigkeit der mit Art. 2 5 42 AnVNG getroffe—

nen Regelung war sich der Gesetzgeber ebenso im klnren
wie über die %öglichkeit unbefriedigender Ergebnisse im

Einzelfall. Die eigentliche Anpassung an des neue Renten—

recht sollte deshalb einer Novellierung des Freädrenten—

rechts vorbehalten bleiben (Art. 2 5 42 Abs. 2 AnVNG)„
Fiese ist am 1. Januar 1959 in Kreft getreten, hat aber

für die Zusatzversicherung des Klägers keine günstigere

Regelung gebracht.

Gegen die Kürzung des auf die Zusetzversicherung entfallen—

den Rentenbetrags vom 1. Januar 1957 an bestehen daher keine

rechtlichen Bedenken. Dieses Ergebnis verstößt auch nicht

gegen höherrsngige Normen des Grundgesetzes (vgl‚ BSG 13,

247, 250).

Auch die‘ Ablehnung des Anspruchs ruf Verzugszinsen läßt

keine Rechtsverletzung erkennen° Res LSG hat zu Recht die

Zuständigkeit der Sozielgerichtsbsrkeit für diese Frage

angenommen° Der Streit um Verzugszinsen ist nlsein soziulver

sicherungsrechtlicher Streit um eine Nebenforderung jeden—

falls denn vor den Sozielgerichten euezutregen, wenn die

Forderung — wie hier — nicht auf die Pehsuptung eines

selbständigen konkreten Tatbestandes der Amtspflichtver—

...?-
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letzung und eines darauf beruhenden besonderen Verzugs-

schedens gestützt wirdo Insoweit schließt sich der Se—

net der Entscheidung des 12. Senats des BSG vom 16° De—
zember 1964 — 12 HJ 526/64 * BSG 22, 150 — an°

Den Anspruch des Klägers auf Verzugszinsen hat das LSG zu—

treffend verneint. Der Begründung dieser Entscheidung tritt

der Senat bei. Die ßuffassung, des äozialvereicherungsrecht

enthalte eine spezielle und erschöpfende Regelung der Ver—

zugsfolgen, die es eueschließe, die Vorschrift des @ 286 PGP

auf des Fentenversicherungsrecht zu übertragen, ist rechtlich

nicht zu beenstanden° Sie stimmt mit den Grundsätzen der

genannten Entscheidung des 12. Senats überein (vgl. auch

Urteil vom 22° September 1965 — 1 RA 285/62)„

Die Revision des Klägers muß demnach zurückgewiesen werden„

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 SGGO
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